
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,  13. Mai 2020  

Mandantenbrief Mai 2020 
 

Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Berücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus bei steuerlichen Maßnah-
men 

· Gravierende Mängel bei der Kassenführung führen zu Hinzuschätzungen des Fi-
nanzamts 

 
Lohn und Gehalt 

· Corona-Krise: Anspruch eines Arbeitnehmers auf Entgelt bei behördlichen Infekti-
onsschutzmaßnahmen 

· Corona-Krise: Steuerbefreiung für Beihilfen und Unterstützungen für Arbeitnehmer 
 
Einkommensteuer 

· Energetische Sanierungskosten: Steuerermäßigung nur mit Bescheinigung 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 



 
 
 

Termine Steuern/Sozialversicherung Mai/Juni 2020 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.05.20201 10.06.20201 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.06.2020 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.06.2020 
Umsatzsteuer 11.05.20202 10.06.20203 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung4 14.05.2020 15.06.2020 
Scheck5 08.05.2020 05.06.2020 

Gewerbesteuer 15.05.2020 entfällt 
Grundsteuer 15.05.2020 entfällt 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung4 18.05.2020 entfällt 
Scheck5 12.05.2020 entfällt 

Sozialversicherung6 27.05.2020 26.06.2020 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf ent-

fallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 

den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-

verlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Fei-
ertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszu-
schläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-
min für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit 
(d. h. am 25.05.2020/24.06.2020, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu be-
achten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen 
Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 



 
 
Allgemein 

Berücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus bei steuerlichen Maßnahmen 
Durch das Coronavirus sind beträchtliche wirtschaft- 
liche Schäden entstanden oder werden noch entstehen. Um unbillige Härten bei den Ge-
schädigten durch steuerliche Maßnahmen zu vermeiden, wird ihnen bei Stundungs- und 
Vollstreckungsmaßnahmen sowie bei Vorauszahlungen für Steuern durch Anpassungen 
entgegengekommen. Das Bundesfinanzministerium hat dazu Folgendes mitgeteilt: 
· Nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffene Steuerpflichtige können bis 

zum  
31. Dezember 2020 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf Stundung der bis zu 
diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern, die von den Landesfi-
nanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden, sowie Anträge auf Anpassung 
der Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer stellen. Diese Anträge 
sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die entstandenen Schäden 
wertmäßig nicht im Einzelnen nachweisen können. Bei der Nachprüfung der Vorausset-
zungen für Stundungen sind keine strengen Anforderungen zu stellen. Auf die Erhebung 
von Stundungszinsen kann in der Regel verzichtet werden. Zu beachten ist: Steueran-
sprüche gegen den Steuerschuldner können nicht gestundet werden, soweit ein Dritter 
(Entrichtungspflichtiger) die Steuer für Rechnung des Steuerschuldners zu entrichten, 
insbesondere einzubehalten und abzuführen hat. Die Stundung des Haftungsanspruchs 
gegen den Entrichtungspflichtigen ist ausgeschlossen, soweit er Steuerabzugsbeträge 
einbehalten oder Beträge, die eine Steuer enthalten, eingenommen hat. 

· Anträge auf Stundung der nach dem 31. Dezember 2020 fälligen Steuern sowie Anträge 
auf Anpassung der Vorauszahlungen, die nur Zeiträume nach dem 31. Dezember 2020 
betreffen, sind besonders zu begründen. 

· Wird dem Finanzamt aufgrund Mitteilung des Vollstreckungsschuldners oder auf andere 
Weise bekannt, dass der Vollstreckungsschuldner unmittelbar und nicht unerheblich be-
troffen ist, soll bis zum 31. Dezember 2020 von Vollstreckungsmaßnahmen bei allen 
rückständigen oder bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden Steuern im Sinne des ers-
ten Punkts abgesehen werden. In den betreffenden Fällen sind die im Zeitraum ab dem 
Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses Schreibens bis zum 31. Dezember 2020 verwirkten 
Säumniszuschläge für diese Steuern zum 31. Dezember 2020 zu erlassen. Die Finanz-
ämter können den Erlass durch Allgemeinverfügung regeln. 

· Für die mittelbar Betroffenen gelten die allgemeinen Grundsätze.  
 

Gravierende Mängel bei der Kassenführung führen zu Hinzuschätzungen des Finanz-
amts 
Der Betreiber eines Sushi-Restaurants, der die meisten Einnahmen in bar erzielte, setzte 
eine elektronische Registrierkasse älteren Baujahres ein. Fiskaljournal- 
daten konnte die Kasse nicht speichern und in der Kasse zunächst gespeicherte Daten wur-
den aufgrund begrenzter Speichermöglichkeiten überschrieben. Die ausgedruckten Tages-
endsummenbons (Z-Bons) wurden am Ende des Geschäftstages aufbewahrt, aber die von 
der Kasse ausgedruckten Warengruppenberichte wurden vernichtet. Für unbare Kreditkar-
ten- und EC-Karten-Umsätze gab es ein entsprechendes Kartenlesegerät. Im Kassensystem 
fand aber keine Trennung der baren von den unbaren Einnahmen statt, weshalb sämtliche 
Einnahmen als Bareinnahmen ausgewiesen wurden. Die Tageseinnahmen wurden in einem 
Kassenbuch erfasst, das mit Hilfe eines Tabellenkalkulationsprogramms erstellt wurde. Eine 
Außenprüfung ergab, dass die eingesetzte Kasse Aufzeichnungsmängel aufweist, weil die 
erfassten Tageseinnahmen täglich gelöscht würden, bis auf das Benutzerhandbuch weder 
Organisationsunterlagen noch die Verfahrensdokumentation zur elektronischen Registrier-



 
kasse vorgelegt werden konnten und bar und unbar vereinnahmte Einnahmen jeweils nicht 
gesondert festgehalten würden. Es wurden daher Hinzuschätzungen vorgenommen und der 
Fall ging vor Gericht. 
Doch das Finanzgericht Münster stellte klar, dass eine Schätzungsbefugnis gegeben ist, weil 
die Buchführung der Besteuerung nicht zugrunde gelegt werden kann und auch die Höhe der 
vom Finanzamt vorgenommenen Hinzuschätzungen im Ergebnis nicht zu beanstanden ist. 
Es liege ein gravierender formeller Mangel bereits darin, dass der Betreiber des Sushi-
Restaurants seine Aufzeichnungen mittels Tabellenkalkulationsprogramm (hier Standard-
software: Numbers für Mac) geführt hat. Des Weiteren sei die sog. Kassensturzfähigkeit im 
Betrieb des Sushi-Restaurants nicht gewährleistet. 

Lohn und Gehalt 

Corona-Krise: Anspruch eines Arbeitnehmers auf Entgelt bei behördlichen Infektions-
schutzmaßnahmen 
Wenn ein Arbeitnehmer Adressat einer behördlichen Maßnahme ist, wie z. B. Tätigkeitsver-
bot oder Quarantäne, kann er einen Entgeltanspruch gegen seinen Arbeitgeber haben. Das 
Bundesarbeitsministerium weist darauf hin, dass aus Sicht des Bundesgerichtshofs in einem 
solchen Fall ein vorübergehender, in der Person des Arbeitnehmers liegender Verhinde-
rungsgrund bestehen kann, der den Arbeitgeber trotz Wegfalls der Pflicht zur Arbeitsleistung 
zur Entgeltfortzahlung verpflichtet (§ 616 BGB). Die Dauer der Entgeltfortzahlung hängt von 
den Umständen des Einzelfalles ab (BGH-Az.: III ZR 43/77, hier: für höchstens 6 Wochen). 
In Fällen, in denen die gesetzliche Regelung durch Einzel- oder Tarifvertrag eingeschränkt 
oder ausgeschlossen ist oder aus anderen Gründen nicht greift, besteht in vielen Konstellati-
onen ein öffentlich-rechtlicher Entschädigungsanspruch. Personen, die als Ansteckungsver-
dächtige auf Anordnung des zuständigen Gesundheitsamts isoliert werden und deshalb ei-
nen Verdienstausfall erleiden, erhalten eine Entschädigung nach dem Infektionsschutzge-
setz.  
Die Entschädigung bemisst sich nach dem Verdienstausfall. Für die ersten sechs Wochen 
wird sie in Höhe des Verdienstausfalls gewährt. Vom Beginn der siebten Woche an wird sie 
in Höhe des Krankengeldes gewährt. Arbeitnehmer erhalten von ihrem Arbeitgeber für die 
Dauer der Isolierung, längstens für sechs Wochen, eine Entschädigung in Höhe des Netto-
lohns. Die ausgezahlten Beträge werden dem Arbeitgeber auf Antrag erstattet. Nach sechs 
Wochen zahlt der Staat in Höhe des Krankengeldes weiter. 

Corona-Krise: Steuerbefreiung für Beihilfen und Unterstützungen für Arbeitnehmer 
Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern in der Zeit vom 1. März bis zum 31. Dezember 
2020 zur Abmilderung der zusätzlichen Belastungen in der Corona-Krise Beihilfen und Un-
terstützungen bis zu einem Betrag von 1.500 Euro steuerfrei in Form von Zuschüssen und 
Sachbezügen gewähren. Voraussetzung ist, dass diese zusätzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn geleistet werden. Das geht aus einem Schreiben des Bundesfinanzministeri-
ums hervor. 
Arbeitgeberseitig geleistete Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld fallen nicht unter diese Steuer-
befreiung, genauso wenig Zuschüsse, die der Arbeitgeber als Ausgleich zum Kurzarbeiter-
geld wegen Überschreitens der Beitragsbemessungsgrenze leistet. 
Die steuerfreien Leistungen müssen im Lohnkonto aufgezeichnet werden. Andere Steuerbe-
freiungen, Bewertungsvergünstigungen oder Pauschalbesteuerungsmöglichkeiten bleiben 
hiervon unberührt und können neben der hier aufgeführten Steuerfreiheit in Anspruch ge-
nommen werden. 
 



 
Einkommensteuer 

Energetische Sanierungskosten: Steuerermäßigung nur mit Bescheinigung 
Wer eine selbst genutzte Immobilie von einem Fachbetrieb energetisch sanieren lässt, kann 
ab diesem Jahr eine Steuerförderung erhalten, wenn das Fachunternehmen eine entspre-
chende Bescheinigung ausstellt. Dafür muss ein „amtlicher Vordruck" verwendet werden, 
den das Bundesfinanzministerium aktuell veröffentlicht hat. 
Die Steuerermäßigung gilt für energetische Sanierungsmaßnahmen, mit denen nach dem 
31. Dezember 2019 begonnen wurde. Pro Objekt beträgt die Steuerermäßigung 20 % der 
Aufwendungen, insgesamt maximal 40.000 Euro. Allerdings wird der Abzug von der Steuer-
schuld über drei Jahre verteilt. In dem Jahr, in dem die Baumaßnahme fertiggestellt wurde, 
sowie im folgenden Kalenderjahr können bis zu 7 % der Aufwendungen - höchstens jeweils 
14.000 Euro - und im darauffolgenden Kalenderjahr 6 % der Aufwendungen - höchstens 
12.000 Euro - steuermindernd geltend gemacht werden. 

Krankheitskosten aufgrund Wegeunfalls als Werbungskosten abziehbar 
Die Klägerin erlitt durch einen Verkehrsunfall auf dem Weg von ihrer ersten Tätigkeitsstätte 
nach Hause erhebliche Verletzungen. Die hierdurch verursachten Krankheitskosten, soweit 
sie nicht von der Berufsgenossenschaft übernommen wurden, machte sie als Werbungskos-
ten bei ihren Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit geltend. Das Finanzamt sowie das 
Finanzgericht ließen den Werbungskostenabzug nicht zu. 
Der Bundesfinanzhof hingegen erkannte die unfallbedingten Krankheitskosten als Wer-
bungskosten an. Zwar seien durch die Entfernungspauschale grundsätzlich sämtliche fahr-
zeug- und wegstreckenbezogene Aufwendungen abgegolten, die durch die Wege zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte veranlasst sind. Dies gelte auch für Unfallkosten, soweit 
es sich um echte Wegekosten handele (z. B. Reparaturaufwendungen). Andere Aufwendun-
gen, insbesondere Aufwendungen in Zusammenhang mit der Beseitigung/Linderung von 
Körperschäden, die durch einen Wegeunfall zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
eingetreten seien, werden von der Abgeltungswirkung dagegen nicht erfasst. Solche beruf-
lich veranlassten Krankheitskosten könnten daher - neben der Entfernungspauschale - als 
Werbungskosten abgezogen werden. 
 


